
Sammlungen mit Studenten sowie anderen Bürgern ver­
wandte. Er hat damit auch noch einen größeren Personen­
kreis gegen unsere Staatsorgane aufgehetzt. Da der An­
geklagte sich bewußt war, daß sich die Verbindung zu 
diesen Akademien und die von dort ausgehende Hetze 
gegen unsere Staatsordnung richtete, hat er den Studenten 
jedesmal geraten, bei der Beantragung der Reisegenehmi- 
gung nicht den Besuch der Akademien anzugeben, son­
dern Familienbesuche. Wenn er Hetzliteratur mitbrachte, 
hat er Teile der Titelseite abgerissen, damit bei einer 
Kontrolle die Herkunft dieser Literatur nicht festgestellt 
werden sollte.

Auf Grund der Anleitung, die der Angeklagte von diesen 
Akademien erhielt, schuf er in Leipzig eine illegale 
Gruppe, in der er die Hetze weiter trieb und mit deren 
Hilfe er weitere Kreise der Bevölkerung negativ beein­
flußte. Dabei nutzte er die sog. Studentengemeinde aus, 
aus deren Kreis er „Vertrauensstudenten“ auswählte. 
Diese Vertrauensstudenten waren mit dem Angeklagten 
gemeinsam der führende Kopf und somit die Leitung 
dieser illegalen Organisation. Im Vertrauenskreis wurden 
alle Maßnahmen besprochen und festgelegt. Zur systema­
tischen Beeinflussung der Studenten wurden sozial-ethische 
Kleinkreise geschaffen. Diese sozial-ethischen Kleinkreise 
waren Versammlungen einer Reihe von Studenten und 
anderen Personen in Wohnungen oder im evangelischen 
Studentenheim, auf denen in Vorträgen und Aussprachen 
eine systematische Hetze gegen unseren Staat betrieben 
wurde. Der Angeklagte bezeichnete dort die DDR als einen 
Satelliten- und TotaLstaat und verfolgte das Ziel, unseren 
Staat zu verändern. Dabei verwandte er die von den 
evangelischen Akademien aus Westdeutschland mitgebrach­
ten Hetzvorträge oder auch die mitgebrachte oder zuge­
sandte Hetzliteratur.

Eine .andere Form dieser illegalen Zusammenkünfte 
waren die akademischen Hauskreise. In ihnen waren 
ältere Akademiker, die früher zur Studentengemeinde 
gehörten, zusammengefaßt. Der Angeklagte oder seine 
Vertrauensstudenten hielten dort Vorträge und benutzten 
dabei ebenfalls das Hetzmaterial, welches aus West­
deutschland mitgebracht oder durch die Post hierher­
gelangt war. In den akademischen Hauskreisen verleum­
dete der Angeklagte u. a. .die demokratische Presse, weil • 
diese die Unterstützung der NATO durch Dibelius ver­
urteilt hatte. Er sprach sich für die Änderung des Statuts 
der FDJ aus und versuchte die Teilnehmer gegen unseren 
Staat zu beeinflussen, um, wie er selbst sagte, „die anti­
marxistische Front zu stärken“. Mit den Provokateuren 
vom 17. Juni 1953 erklärte er sich solidarisch und wünschte 
einen neuen faschistischen Putschversuch. Während der 
Konterrevolution in Ungarn sprach er sich gegen das Ein­
greifen der sowjetischen Armee aus und bekundete seine 
Solidarität mit den Konterrevolutionären in Ungarn.

Die Studenten trafen sich auch außerhalb von Leipzig 
zu sog. Freizeiten; dort fanden Vorträge statt, in denen 
ebenfalls eine Hetze gegen unseren Staat betrieben wurde. 
Etwa 150 Studenten wurden nach Westdeutschland zu den 
Patengemeinden gesandt, wo sie an solchen Freizeiten 
teilgenommen haben. Um den Kontakt zwischen den Mit­
gliedern der Studentengemeinden noch zu erweitern, sind 
etwa 70 Studenten aus Westdeutschland nach Leipzig ein­
geladen worden. Diese Einladungen wurden ebenfalls als 
Familienbesuche getarnt.

Die auf dem geschilderten Wege immer mehr negativ 
beeinflußte Studentengemeinde hat sich jedoch nicht nur 
mit dem Studium und der Auswertung von Hetzliteratur 
beschäftigt, sondern ist auch zu feindlichen Handlungen 
gegen unseren Staat übergegangen. Während der Volks- 
wahl 1954 diskutierte der Angeklagte mit den Mitgliedern 
des Vertrauenskreises, wobei er die Volkewahl verleum­
dete und eie als verfassungswidrig bezeichnete. Bei ande­
ren Aussprachen mit den Studenten hetzte der Angeklagte 
gegen das sozialistische Recht und behauptete, daß es in 
unserem Staat keine Rechtssicherheit gäbe. Er behauptete 
ferner, daß die an der Universität eingeführten Zwischen­
prüfungen Eingriffe in die akademischen Freiheiten dar­
stellten.

Anläßlich der Diskussion über den Entwurf . des neuen 
Statuts der FDJ verfaßten die Mitglieder der Studenten­
gemeinde auf Vorschlag des Angeklagten ein Schreiben 
an den Zentralrat der FDJ, in dem sie den Entwurf ab­
lehnten. Abschriften dieses Schreibens sandte der An­
geklagte an verschiedene Pfarrer in der DDR mit der 
Aufforderung, gleiche Eingaben an den Zentralrat der 
FDJ zu verfassen, weil nach Meinung des Angeklagten 
durch eine massierte Forderung die Wirkung größer sein 
würde. Durch entsprechende Diskussionen hat der An­
geklagte ferner einige Mitglieder der Studentengemeinde, 
aufgefordert, aus der FDJ auszutreten. Auf Anweisung 
der Landeskirche verlas er im August 1955 einen Aufruf 
des reaktionären Bischofs Dibelius, in welchem die An­
gehörigen der Studentengemeinde ebenfalls aufgefordert 
wurden, aus der FDJ auszutreten.

Der Angeklagte betrieb seine Hetze nicht nur unter den 
Studenten in Leipzig, sondern er hielt auch Vorträge in 
Meißen, Dresden und verschiedenen Orten in Westdeutsch­
land, in denen er ebenfalls gegen unsere Gesellschafts­
ordnung auftrat.

Am 4. November 1956, zur Zeit der Konterrevolution in 
Ungarn, hielt der Angeklagte eine Predigt in der Uni­
versitätskirche. In (dieser Predigt forderte er erneut die 
Studenten auf, aus der FDJ auszutreten. Im Vertrauens­
kreis erklärte der Angeklagte, daß der Zeitpunkt jetzt 
günstig wäre, Forderungen zur Veränderung an den 
Hochschulen und Universitäten zu stellen, da auf Grund 
der Ereignisse in Ungarn eine gespannte Situation ein­
getreten sei, in der unsere Regierung, um Unruhen zu 
vermeiden, nachgeben und den aufgestellten Forderungen 
entsprechen würde. Er sprach sich dafür aus, ‘das gesell­
schaftswissenschaftliche Grundstudium und auch den 
Russisch-Unterricht als obligatorische Lehrfächer abzu­
schaffen und einen Lehrstuhl an der Theologischen Fakul­
tät in Leipzig mit einem Professor aus Westdeutschland 
zu besetzen.

Einer der von dem Angeklagten aufgehetzten Studenten 
begab sich zur medizinischen Fakultät und hetzte die 
Studenten dieser Fakultät zu Aktionen gegen unseren 
Staat auf.

Die Machenschaften des Angeklagten wurden den 
Staatsorganen zum Teil bekannt. Er wur.de durch den 
Vorsitzenden des Rates des Bezirks auf seine staatsfeind­
liche Tätigkeit aufmerksam gemacht und ihm wurde ein­
deutig erklärt, daß in Zukunft solche konterrevolutionären 
Umtriebe nicht hingenommen würden. Der Angeklagte 
versprach auch, seine Tätigkeit einzustellen.

Trotzdem organisierte er im Frühjahr 1957 in dem 
Arbeiterbezirk Böhlen eine sog. „Besuchswoche“, wo er in 
mehreren Vorträgen eine üble Hetze gegen unseren Staat 
betrieb. Die Anregung zu solchen Besuchswochen erhielt 
er auf einer Tagung in Heidelberg in Westdeutschland. 
Auf Grund dieser Anregung hatte der Angeklagte schon 
im Herbst 1955 in Dölzig eine derartige Besuchswoche 
durchgeführt. In seinen Vorträgen, in denen er sich haupt­
sächlich an die Arbeiterschaft wandte, verleumdete er die 
Einrichtungen und Errungenschaften in unserem Staat. Im 
Vertrauenskreis wurden die organisatorischen Maßnahmen 
getroffen und 25 Studenten ausgewählt, die den Angeklag­
ten in Böhlen unterstützen sollten. Der Angeklagte brachte 
in diesen- Vorträgen in Böhlen zum Ausdruck, daß es in 
unserem Staat Terrormethoden gäbe. Er wandte sich gegen 
den technischen Fortschritt und gegen die Mitarbeit der 
Frau in der Produktion, er wandte sich gegen Nacht-, 
Sonntags- und Feiertagsschichten in der Produktion und 
hetzte die Arbeiter gegen die Funktionäre auf, weil diese 
sich angeblich nicht um die Sorgen der Arbeiter bemühten. 
Durch diese Darlegungen hat er die Abwesenden praktisch 
aufgefordert zu streiken. Mit einem Gleichnis wandte er 
sich .gegen die bei uns nafch 1945 durchgeführte Boden­
reform und hetzte gegen die fortschrittlichen Menschen, 
indem er sinngemäß erklärte, daß alle die, die für die 
Jugendweihe eintreten, einen Mühlstein um den Hals be­
kommen müßten, um sie dann im Meer zu ersäufen. Er 
behauptete, daß Freiheit eine Mangelware geworden sei, 
und erklärte, daß man, wenn man richtig informiert sein 
wolle, nicht nur der demokratischen Presse folgen, son­
dern auch „die andere Seite“ hören müsse.

Er provozierte die anwesenden Arbeiter, indem er in 
einem Gebet unsere Regierung verleumdete und erklärte, 
daß er die Kriegsverbrecher nicht verurteilen könne, „da 
es die Pflicht der Kirche sei, sich um jeden Menschen zu 
bemühen“.

Aus den G r ü n d e n :
Der Angeklagte hat nach dem festgestellten Sach­

verhalt von 1954 an auf Grund seiner feindlichen Ein­
stellung gegenüber unserem Staat seine Funktion als 
Pfarrer und kirchlicher Betreuer der christlichen Stu­
denten benutzt, um die Studenten und andere Bürger 
gegen unseren Staat aufzuhetzen. Er hat andere Bürger 
zu feindlichen Handlungen gegen unseren Staat ver­
leitet. Dies geschah während der Wahl 1954 und be­
sonders während der konterrevolutionären Ereignisse 
in Ungarn im Herbst 1956. Angeleitet wurde der An­
geklagte durch die evangelischen Akademien in West­
deutschland, besonders die Akademie in Friedewald, 
und durch reaktionäre Kirchenführer, die die Kriegs­
vorbereitungen der NATO-Mächte unterstützen. Die 
westdeutschen evangelischen Akademien verfolgen das 
Ziel, zwischen die Bevölkerung der Deutschen Demo­
kratischen Republik und ihre Regierung einen Keil 
zu treiben. Die Einheit und Geschlossenheit der Bevöl­
kerung der DDR soll untergraben werden, um dadurch 
den Angriffskrieg .gegen unseren Staat vorzubereiten. 
Allen Agentenorganisationen der imperialistischen
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